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II. B e r u f u n g s v e r f a h r e n

a) Beschwerde.

1. Jede Person ,die mit einer Entscheidung der Be­
zirksstelle einer Versicherungsanstalt unzufrieden 
ist, hat das Recht, bei dem Bezirksberufungsaus­
schuß Beschwerde einzulegen.

2. Die Beschwerde bei dem Bezirksberufungsausschuß 
ist innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Erhalt der Entscheidung der Bezirksstelle der Ver­
sicherungsanstalt einzulegen.

3. Der Bezirksberufungsausschuß wird aus drei Mit­
gliedern bestehen: einem Vertreter des Versiche­
rungsamts als Vorsitzendem sowie je einem Ver­
treter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber.

4. Der Bezirksberufungsausschuß kann Beweise er­
heben und alle ihm zur Aufklärung des Sachver­
halts geeignet erscheinenden Maßnahmen treffen.

5. Eine Ausfertigung der Entscheidung des Bezirks­
berufungsausschusses ist dem Beschwerdeführen­
den von Amts wegen .zuzustellen.

b) Weitere Beschwerde und Berufung.

1. Wenn der Beschwerdeführer oder die Versiche­
rungsanstalt mit der Entscheidung des Bezirks­
berufungsausschusses unzufrieden ist, kann Be-

. schwerde erneut eingelegt werden. Diese weitere 
Beschwerde ist binnen Monatsfrist einzulegen, und 
zwar beginnt die Frist mit dem Empfang der Aus­
fertigung der Entscheidung des Bezirksberufungs­
ausschusses und ist an das Versicherungsamt zu 
richten.

2. Das Versicherungsamt entscheidet über die zweite 
Beschwerde im Spruchverfahren.

3. Bei dem Versicherungsamt wird ein Spruchaus­
schuß gebildet, um über die weiteren Beschwerden 
zu entscheiden. Dieser Ausschuß- besteht aus drei 
Personen, nämlich

einem rechtskundigen Vorsitzenden, der ständig 
dem vom Magistrat geschaffenen Versicherungs­
amt angehört,

einem aus einer genehmigten Liste gewählten 
Vertreter der Arbeitgeber,
einem aus einer genehmigten Liste gewählten 
Vertreter der Arbeitnehmer.

4. Weitere Beschwerden, die verspätet sind, oder un­
zulässige Anträge können von dem Vorsitzenden 
ohne mündliche Verhandlung mit begründeter 
schriftlicher Entscheidung zurückgewiesen werden.

5. Der Vorsitzende des Spruchausschusses kann vor 
der Entscheidung alle zur Aufklärung des Sach­
verhalts erforderlichen Beweise erheben und ein 
ärztliches Gutachten verlangen.

6. Die Verhandlung vor dem Spruchausschuß ist 
öffentlich. Der Beschwerdeführer ist berechtigt, zu 
erscheinen und seine Sache selbst wahrzunehmen 
oder sie durch einen Anwalt vertreten zu lassen. 
Der Spruchausschuß kann die Entscheidung des 
Bezirksberufungsausschusses abändern oder auf- 
heben. Seine Entscheidungen sind endgültig und 
unanfechtbar.

III. R e c h t s p r e c h u n g  d e s  S p r u c h ­
a u s s c h u s s e s  u n d  d e r  B e z i r k s ­

b e r u f u n g s a u s s c h ü s s e

Die Bezirksberufungsausschüsse und der Spruchaus­
schuß sind zur Entscheidung in nachfolgenden Be­
schwerdeangelegenheiten zuständig:

1. Aufnahme in die f/utgliedschaft, Umfang des den. 
Mitgliedern zustehenden Versicherungsschutzes,

2. Beitragssätze,
3. Höhe der zahlbaren Entschädigungen,
4. Recht auf Entschädigung,
5. Verpflichtung zur Rückzahlung von Entschädi­

gungsleistungen,
6. Alle Fragen, die sich auf Verträge der Versiche­

rungsanstalt mit Ärzten, Dentisten, Apothekern, 
Krankenhäusern usw. beziehen.

Im Aufträge der Alliierten Kommandatura Berlin 
„ J a c k  J .  W a g s t a f f .

Oberstleutnant 
Vorsitzender Stabschef

Alliierte Kommandatura Berlin
BK/O (46) 193
30. April 1946

Nachtrag zur Anordnung über Entnazifizierung 
BK/O (46) 102

Die Alliierte Kommandatura Berlin ordnet wie 
folgt an:

Der folgende Zusatz ist Paragraphen 3 (II) 2 der An­
ordnung der Alliierten Kommandatura BK/O (46) 102 vom 
26. Februar 1946 hinzuzufügen:

„Falls notwendig, werden Sonder-Unterkommissio- 
nen (z. B. für juristische, Ärzte- und Kulturangelegen­
heiten) beim Magistrat mit der Zustimmung des Alliier­
ten Entnazifizierungs-Komitees gebildet. Diese Sonder- 
Unterkommissionen werden der allgemeinen Entnazifi— 
zierungs-Kommission beim Magistrat untergeordn 
sein.”

Im Aufträge der Alliierten Kommandatura Berlin 

Jack J. WAGSTAFF 
Oberstleutnant 

Vorsitzführender Stabschef

Alliierte Kontrollbehörde — Kontrollrat
Gesetz Nr. 26 
Tabaksteuer

Der Kontrollrat erläßt das folgende Gesetz: 
A r t i k e l  I

1. Dde Steuer nach dem Wert und der Kriegszu­
schlag zur Steuer auf Tabak und Tabakwaren werden 
aufgehoben und durch eine einheitliche Steuer auf den 
Kleinverkaufspreis des Tabaks und der Tabakwaren 
ersetzt.

2. Die Sondersteuer auf Tabakblätter für Zigaretten 
bleibt bestehen.


